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Entscheidungsdatum

09.06.2021
Norm

BFA-VG §22a Abs4

B-VG Art133 Abs4

FPG 8§76

FPG 8§77

. BFA-VG § 22a heute

—_

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 876 heute

2. FPG § 76 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG § 76 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018

4. FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. FPG § 76 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. FPG § 76 giiltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

7. FPG 8 76 giltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. FPG § 76 gliltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 38/2011
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9. FPG § 76 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
10. FPG & 76 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. FPG § 77 heute
2. FPG 8§77 guiltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. FPG § 77 giiltig von 20.07.2015 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
4. FPG § 77 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
5. FPG § 77 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
6. FPG § 77 glltig von 01.01.2006 bis 30.06.2011

Spruch

W171 2237951-7/5E, W171 2237951-7/5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Gregor MORAWETZ, MBA im amtswegig eingeleiteten
Verfahren zur ZahlXXXX zur Prifung der VerhaltnismaRigkeit der weiteren Anhaltung von XXXX , geb. XXXX , StA.
Vietnam, in Schubhaft zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Gregor MORAWETZ,
MBA im amtswegig eingeleiteten Verfahren zur Zahl rémisch 40 zur Prifung der VerhaltnismaBigkeit der weiteren

Anhaltung von romisch 40, geb. rémisch 40, StA. Vietnam, in Schubhaft zu Recht:
A)

GemalR 8 22a Abs. 4 BFA-VG wird festgestellt, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fur die Fortsetzung der
Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen nicht mehr vorliegen und dass die Aufrechterhaltung der Schubhaft im
Zeitpunkt der Entscheidung nicht mehr verhaltnismaRig ist. Gemal Paragraph 22 a, Absatz 4, BFA-VG wird festgestellt,
dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft mafRgeblichen Voraussetzungen nicht
mehr vorliegen und dass die Aufrechterhaltung der Schubhaft im Zeitpunkt der Entscheidung nicht mehr

verhaltnismaRig ist.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:, Entscheidungsgriinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefuhrer (in weiterer Folge auch: ,BF"), ein Staatsangehdriger Vietnams, reiste am 31.08.2020 unter
Verwendung eines gefalschten spanischen Reisepasses illegal in das Bundesgebiet ein, wurde festgenommen und zur
moglichen Schubhaftverhangung befragt. Dabei flhrte er aus, er habe zuvor in der Slowakei und in Tschechien
gearbeitet und sei nun mit einem Reisebus von Prag kommend in Osterreich eingereist. Fir die Slowakei habe er ein
Visum besessen, danach nicht mehr. Er wolle nach Vietnam zurtickkehren. Sein Reisepass befinde sich in Prag. Er habe
keine Verwandten in einem EU-Staat und seine Familie befinde sich in Vietnam. Er habe nur geringe Barmittel und
keine Bankomat- oder Kreditkarte. Er sei in Osterreich nicht erwerbstétig gewesen und habe keinen Wohnsitz. Er sei
gesund und habe nicht vor, sich einer Abschiebung zu widersetzen. Mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen
und Asyl (in weiterer Folge auch: ,BFA”) vom 01.09.2020 wurde gegen den BF eine Ruckkehrentscheidung gemaR § 52
Abs. 1 Z 1 Fremdenpolizeigesetz 2005 - FPG erlassen und gemal’ 8 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass seine Abschiebung
gemal 8 46 FPG zuldssig ist. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise wurde nicht festgesetzt und ein auf die Dauer von 2
Jahren befristetes Einreiseverbot erlassen. Des Weiteren wurde einer Beschwerde gegen die Entscheidung gemal3 § 18
Abs. 2 Z 1 BFA-Verfahrensgesetz - BFA-VG die aufschiebende Wirkung aberkannt (Spruchpunkt V). Diese Entscheidung
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blieb unbekdmpft und erwuchs in Rechtskraft.1. Der Beschwerdeflhrer (in weiterer Folge auch: ,BF”), ein
Staatsangehdriger Vietnams, reiste am 31.08.2020 unter Verwendung eines gefdlschten spanischen Reisepasses illegal
in das Bundesgebiet ein, wurde festgenommen und zur méglichen Schubhaftverhdngung befragt. Dabei fuhrte er aus,
er habe zuvor in der Slowakei und in Tschechien gearbeitet und sei nun mit einem Reisebus von Prag kommend in
Osterreich eingereist. FUr die Slowakei habe er ein Visum besessen, danach nicht mehr. Er wolle nach Vietnam
zuruckkehren. Sein Reisepass befinde sich in Prag. Er habe keine Verwandten in einem EU-Staat und seine Familie
befinde sich in Vietnam. Er habe nur geringe Barmittel und keine Bankomat- oder Kreditkarte. Er sei in Osterreich nicht
erwerbstatig gewesen und habe keinen Wohnsitz. Er sei gesund und habe nicht vor, sich einer Abschiebung zu
widersetzen. Mit Bescheid des Bundesamtes fUr Fremdenwesen und Asyl (in weiterer Folge auch: ,BFA") vom
01.09.2020 wurde gegen den BF eine Rlckkehrentscheidung gemall Paragraph 52, Absatz eins, Ziffer eins,
Fremdenpolizeigesetz 2005 - FPG erlassen und gemalR Paragraph 52, Absatz 9, FPG festgestellt, dass seine
Abschiebung gemal Paragraph 46, FPG zuldssig ist. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise wurde nicht festgesetzt und
ein auf die Dauer von 2 Jahren befristetes Einreiseverbot erlassen. Des Weiteren wurde einer Beschwerde gegen die
Entscheidung gemaR Paragraph 18, Absatz 2, Ziffer eins, BFA-Verfahrensgesetz - BFA-VG die aufschiebende Wirkung
aberkannt (Spruchpunkt rémisch flinf). Diese Entscheidung blieb unbekd@mpft und erwuchs in Rechtskraft.

2. Mit Bescheid des BFA ebenfalls vom 01.09.2020 wurde Uber den BF Schubhaft gemafl§ 76 Abs. 2 Z. 2 FPG zur
Sicherung der Abschiebung angeordnet. Dabei wurde ausgefiihrt, dass sich der BF mittellos und ohne Wohnsitz illegal
in Osterreich aufhalte und sich einer geplanten Abschiebung entziehen werde. Er habe keine Familienangehérigen in
Osterreich und sei weder beruflich noch sonst irgendwie in Osterreich integriert. Die Sicherung der Abschiebung sei
notwendig, da sich der BF auch nicht als vertrauenswuirdig erwiesen habe und davon auszugehen sei, dass der BF
untertauchen werde. Die Anhaltung in Schubhaft sei aufgrund der festgestellten Interessenslagen als verhaltnismaRig
anzusehen und greife die Anwendung eines gelinderen Mittels nach Ansicht der Behdrde zu kurz. Es sei daher
Schubhaft zu verhdngen gewesen.2. Mit Bescheid des BFA ebenfalls vom 01.09.2020 wurde Utber den BF Schubhaft
gemal Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer 2, FPG zur Sicherung der Abschiebung angeordnet. Dabei wurde ausgefuhrt, dass
sich der BF mittellos und ohne Wohnsitz illegal in Osterreich aufhalte und sich einer geplanten Abschiebung entziehen
werde. Er habe keine Familienangehérigen in Osterreich und sei weder beruflich noch sonst irgendwie in Osterreich
integriert. Die Sicherung der Abschiebung sei notwendig, da sich der BF auch nicht als vertrauenswirdig erwiesen habe
und davon auszugehen sei, dass der BF untertauchen werde. Die Anhaltung in Schubhaft sei aufgrund der
festgestellten Interessenslagen als verhaltnismaRig anzusehen und greife die Anwendung eines gelinderen Mittels
nach Ansicht der Behdrde zu kurz. Es sei daher Schubhaft zu verhangen gewesen.

3. Am 08.09.2020 wurde der BF einer Delegation der vietnamesischen Botschaft zum Zweck der Identitatsprifung
vorgefuhrt und in weiterer Folge im Oktober 2020 ein Heimreisezertifikat fur den BF ausgestellt.

4. Im Dezember 2020 scheiterten die Bemihungen den BF im Rahmen einer freiwilligen Ausreise in sein Herkunftsland
zu verbringen an der Verweigerung der notwendigen Einreisegenehmigung durch den Herkunftsstaat.

5. Das BFA teilte dem BF am 18.02.2021 mit Aktenvermerk gemaR§ 80 Abs. 7 FPG mit, dass seine Anhaltung in
Schubhaft gemaR § 80 Abs. 4 Z 2 FPG Uber die Dauer von sechs Monaten hinaus aufrechterhalten werde, da die
erforderliche Genehmigung fur die Einreise des BF nach Vietnam bisher nicht vorgelegen sei.5. Das BFA teilte dem BF
am 18.02.2021 mit Aktenvermerk gemaf Paragraph 80, Absatz 7, FPG mit, dass seine Anhaltung in Schubhaft gemaR
Paragraph 80, Absatz 4, Ziffer 2, FPG Uber die Dauer von sechs Monaten hinaus aufrechterhalten werde, da die
erforderliche Genehmigung fur die Einreise des BF nach Vietnam bisher nicht vorgelegen sei.

6. Mit Erkenntnissen des Bundesverwaltungsgerichtes vom 30.12.2020, 27.01.2021, 24.02.2021, 22.03.2021 und zuletzt
vom 16.04.2021 wurde festgestellt, dass zum Zeitpunkt der jeweiligen Entscheidung die fir die Fortsetzung der
Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und die Aufrechterhaltung der Schubhaft zum Zeitpunkt der
jeweiligen Entscheidung verhaltnismaRig ist.

7. Das BFA legte dem Bundesverwaltungsgericht am 07.05.2021 die Akten gemafR3§ 22a BFA-VG zur neuerlichen
Uberprufung der VerhaltnisméaRigkeit der weiteren Anhaltung in Schubhaft vor und gab dazu eine Stellungnahme ab,
aus der sich im Wesentlichen ergibt, dass die bisherige Verzogerung Einreisebeschrankungen seitens der
vietnamesischen Behdrden, welche der [COVID-19]-Pandemie geschuldet sind, zuzurechnen waren. Weiter ware die
Abschiebung des BF im Rahmen eines von Frontex koordinierten Charterfluges fir den 12.05.2021 geplant gewesen,
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dieser sei jedoch von den vietnamesischen Behdrden auf den 20.05.2021 verschoben worden.7. Das BFA legte dem
Bundesverwaltungsgericht am 07.05.2021 die Akten gem&R Paragraph 22 a, BFA-VG zur neuerlichen Uberprifung der
VerhaltnismaRigkeit der weiteren Anhaltung in Schubhaft vor und gab dazu eine Stellungnahme ab, aus der sich im
Wesentlichen ergibt, dass die bisherige Verzdgerung Einreisebeschrankungen seitens der vietnamesischen Behdrden,
welche der [COVID-19]-Pandemie geschuldet sind, zuzurechnen waren. Weiter ware die Abschiebung des BF im
Rahmen eines von Frontex koordinierten Charterfluges fur den 12.05.2021 geplant gewesen, dieser sei jedoch von den
vietnamesischen Behérden auf den 20.05.2021 verschoben worden.

8. Das oben unter Punkt 7. angefihrte Schreiben wurde am 07.05.2021 dem BF gemaR§ 45 Abs. 3 AVG in Verbindung
mit§ 17 VWGVG zur Kenntnis gebracht und ihm dazu Parteiengehdr eingerdumt. Als Frist fur eine Stellungnahme
wurde ihm dazu der 11.05.2021 gesetzt. Eine Stellungnahme langte nicht ein.8. Das oben unter Punkt 7. angeflihrte
Schreiben wurde am 07.05.2021 dem BF gemaR Paragraph 45, Absatz 3, AVG in Verbindung mit Paragraph 17, VwGVG
zur Kenntnis gebracht und ihm dazu Parteiengehér eingerdumt. Als Frist fur eine Stellungnahme wurde ihm dazu der
11.05.2021 gesetzt. Eine Stellungnahme langte nicht ein.

9. Aufgrund eines gerichtlichen Auftrages vom 07.05.2021 Ubermittelte das BFA am 11.05.2021 eine amtsarztliche
Bestatigung vom gleichen Tage, welche die weitere Haftfahigkeit des BF bestatigte.

10. Mit Erkenntnis des BVwWG vom 12.05.2021 bestatigte das Gericht die Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit einer
weiteren Anhaltung des BF in Schubhaft.

11. Mit Vorlage vom 01.06.2021 legte das BFA den Akt erneut dem Gericht zur Uberpriifung der Zul3ssigkeit der
weiteren Anhaltung des BF in Schubhaft gem.§ 22a Abs. 4 BFA-VG vor. Dem BF wurde seitens des Gerichts die
Moglichkeit einer Stellungnahme zur Verlangerung der Schubhaft eingerdumt, von welcher der BF jedoch keinen
Gebrauch machte.11. Mit Vorlage vom 01.06.2021 legte das BFA den Akt erneut dem Gericht zur Uberpriifung der
Zulassigkeit der weiteren Anhaltung des BF in Schubhaft gem. Paragraph 22 a, Absatz 4, BFA-VG vor. Dem BF wurde
seitens des Gerichts die Moglichkeit einer Stellungnahme zur Verlangerung der Schubhaft eingeraumt, von welcher der
BF jedoch keinen Gebrauch machte.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1. Der Verfahrensgang wird zur Feststellung erhoben.

2. Zur Person des BF allgemein und zur Fluchtgefahr:

2.1. Der BF wird seit 01.09.2020 in Schubhaft angehalten, die gesetzliche Frist zur neuerlichen Uberpriifung der
Schubhaft endet am 09.06.2021.

2.2. Mit mindlich verkiindetem Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 30.12.2020 stellte das Gericht fest,
dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fir die Fortsetzung der Schubhaft maf3geblichen Voraussetzungen vorlagen
und dass die Aufrechterhaltung der Schubhaft im Zeitpunkt der Entscheidung verhaltnismaRig war. Dabei wurde der
Sicherungsbedarf und auch die Verhaltnismaligkeit eingehend erdortert.

2.3. Mit Erkenntnissen des BVwWG vom 27.01.2021, 24.02.2021, 22.03.2021, 16.04.2021 und 12.05.2021 wurde die
Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit der weiteren Anhaltung des BF in Schubhaft gem.§ 22a Abs. 4 BFA-VG
bestatigt. 2.3. Mit Erkenntnissen des BVwG vom 27.01.2021, 24.02.2021, 22.03.2021, 16.04.2021 und 12.05.2021 wurde
die Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit der weiteren Anhaltung des BF in Schubhaft gem. Paragraph 22 a, Absatz 4,
BFA-VG bestatigt.

3. Zur Verhaltnismaligkeit:
3.1. Der BF ist in Osterreich unbescholten.

3.2. In Osterreich befinden sich weder Familienangehérige des BF noch verfiigt er hier (iber ein nennenswertes
soziales Netz. Der BF ging in Osterreich bisher keiner legalen Erwerbstatigkeit nach und verfiigt Gber ein
existenzsicherndes Vermdgen ebensowenig wie Uber einen gesicherten Wohnsitz.

3.3. Im Rahmen der vom BF beantragten unterstitzten freiwilligen Ausreise wurde ein Flug fir den 18.12.2020 in
seinen Herkunftsstaat gebucht. Die Ausreise des BF scheiterte jedoch, da der BF von den vietnamesischen Behoérden
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keine Einreisegenehmigung erhielt und sein Antrag auf Rickkehr von den Behdrden seines Herkunftsstaates nicht
genehmigt wurde.

3.4. FUr den 14.04.2021 wurde die Abschiebung des BF im Rahmen eines von Frontex koordinierten Charterfluges
organisiert. Dieser Flug wurde von den vietnamesischen Behérden zuerst auf den 12.05.2021, und schlie3lich auf den
20.05.2021 verschoben und schlief3lich abgesagt.

3.5.Im Jahr 2020 konnten aufgrund der weltweiten Pandemie keine Ruckfihrungen nach Vietnam erfolgen.

Ein Charter nach Vietnam war fur Juni 2021 in Planung, bzw. war in der Endphase, jedoch wurde dieser zur Zeit
verschoben, da die Pandemiesituation in Vietnam sich verschlechtert hat.

2. Beweiswurdigung:

Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in den Verwaltungs- und Gerichtsakt, in die Akte des
Bundesverwaltungsgerichtes das bisherige Schubhaftverfahren des BF betreffend, in das Strafregister, in das Zentrale
Fremdenregister, in das Zentrale Melderegister sowie in die Anhaltedatei des Bundesministeriums fur Inneres. Die
Feststellung zu 3.5. grindet sich auf eine Anfragebeantwortung zur Durchfihrbarkeit von Abschiebungen beziglich
des Staats Vietnam vom 01.06.2021 des BMI/Organisationseinheit - Ruckkehrvorbereitung die dem Gericht aktuell
vorliegt.

Weitere Beweise waren wegen Entscheidungsreife nicht aufzunehmen.
3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Zu Spruchteil A. - Fortsetzungsausspruch

3.1.1. Gesetzliche Grundlagen

Der mit ,Schubhaft” betitelte § 76 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG),BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, lautet:Der mit
~Schubhaft” betitelte Paragraph 76, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus
2005, idgF, lautet:

.8 76. (1) Fremde kdnnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck der Schubhaft nicht
durch ein gelinderes Mittel (8 77) erreicht werden kann. Unmundige Minderjahrige durfen nicht in Schubhaft
angehalten werden.,8 76. (1) Fremde kdnnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck
der Schubhaft nicht durch ein gelinderes Mittel (Paragraph 77,) erreicht werden kann. Unmundige Minderjahrige
durfen nicht in Schubhaft angehalten werden.

(2) Die Schubhaft darf nur angeordnet werden, wenn

1. dies zur Sicherung des Verfahrens Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MalBnahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des Fremden die 6ffentliche Ordnung oder
Sicherheit gemal § 67 gefahrdet, Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismaRig ist,1. dies zur Sicherung des
Verfahrens Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MaRBnahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des Fremden die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit gemaR
Paragraph 67, gefahrdet, Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismaRig ist,

2. dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRBnahme nach dem 8. Hauptstulick
oder der Abschiebung notwendig ist, sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismaRig ist, oder

3. die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung vorliegen3. die Voraussetzungen des Artikel 28,
Absatz eins und 2 Dublin-Verordnung vorliegen.

Bedarf es der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte
rechtskraftige Ruckkehrentscheidung vorliegt (8 59 Abs. 5), so steht dies der Anwendung der Z 1 nicht entgegen. In den
Fallen des § 40 Abs. 5 BFA-VG gilt Z 1 mit der Mal3gabe, dass die Anordnung der Schubhaft eine vom Aufenthalt des
Fremden ausgehende Gefédhrdung der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit nicht voraussetzt.Bedarf es der Erlassung
einer aufenthaltsbeendenden Malinahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte rechtskraftige
Ruckkehrentscheidung vorliegt (Paragraph 59, Absatz 5,), so steht dies der Anwendung der Ziffer eins, nicht entgegen.
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In den Fallen des Paragraph 40, Absatz 5, BFA-VG gilt Ziffer eins, mit der Mal3gabe, dass die Anordnung der Schubhaft
eine vom Aufenthalt des Fremden ausgehende Gefahrdung der offentlichen Ordnung oder Sicherheit nicht

voraussetzt.

(2a) Im Rahmen der VerhaltnismaRigkeitsprifung (Abs. 2 und Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung) ist auch ein
allfélliges strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter
Berucksichtigung der Schwere der Straftaten das offentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer
Abschiebung den Schutz der personlichen Freiheit des Fremden Uberwiegt.(2a) Im Rahmen der
VerhaltnismaRigkeitsprifung (Absatz 2 und Artikel 28, Absatz eins und 2 Dublin-Verordnung) ist auch ein allfalliges
strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter Berlcksichtigung
der Schwere der Straftaten das 6ffentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung den Schutz der
personlichen Freiheit des Fremden Uberwiegt.

(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder 2 oder im Sinne des Art. 2 lit n Dublin-Verordnung liegt vor, wenn
bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung
entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu
bertcksichtigen,(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Absatz 2, Ziffer eins, oder 2 oder im Sinne des Artikel 2, Litera n,
Dublin-Verordnung liegt vor, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem
Verfahren oder der Abschiebung entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird.
Dabei ist insbesondere zu bertcksichtigen,

1. ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme mitwirkt oder die
Ruckkehr oder Abschiebung umgeht oder behindert;

1a. ob der Fremde eine Verpflichtung gemall § 46 Abs. 2 oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn ihm diese
Verpflichtung mit Bescheid gemaR § 46 Abs. 2b auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge geleistet hat und
deshalb gegen ihn Zwangsstrafen (§ 3 Abs. 3 BFA-VG) angeordnet worden sind;1a. ob der Fremde eine Verpflichtung
gemal Paragraph 46, Absatz 2, oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn ihm diese Verpflichtung mit Bescheid gemaR
Paragraph 46, Absatz 2 b, auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge geleistet hat und deshalb gegen ihn
Zwangsstrafen (Paragraph 3, Absatz 3, BFA-VG) angeordnet worden sind;

2. ob der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrechten Aufenthaltsverbot oder wahrend einer
aufrechten Anordnung zur AuBerlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet eingereist ist;

3. ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MaRnahme besteht oder der Fremde sich dem Verfahren zur
Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme oder Uber einen Antrag auf internationalen Schutz bereits
entzogen hat;

4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (§ 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) aufgehoben wurde oder dieser
dem Fremden nicht zukommt;4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins,
Ziffer 23, AsylG 2005) aufgehoben wurde oder dieser dem Fremden nicht zukommt;

5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare
aufenthaltsbeendende MalRnahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft
befand oder aufgrund & 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BFA-VG angehalten wurde;5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der
Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MaRnahme bestand,
insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft befand oder aufgrund Paragraph 34, Absatz 3,
Ziffer eins bis 3 BFA-VG angehalten wurde;

6. ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der erkennungsdienstlichen Behandlung
anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der Dublin-Verordnung zustandig ist, insbesondere sofern

a. der Fremde bereits mehrere Antrége auf internationalen Schutz in den Mitgliedstaaten gestellt hat oder der Fremde
falsche Angaben hieriiber gemacht hat,

b. der Fremde versucht hat, in einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen, oder
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c.es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der erkennungsdienstlichen Behandlung oder des
bisherigen Verhaltens des Fremden wahrscheinlich ist, dass der Fremde die Weiterreise in einen dritten Mitgliedstaat
beabsichtigt;

7. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel nicht nachkommt;

8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschrankungen, Meldeverpflichtungen oder Anordnungen der
Unterkunftnahme gemal3 88 52a, 56, 57 oder 71 FPG, 8 38b SPG, 8 13 Abs. 2 BFA-VG oder 88 15a oder 15b AsylG 2005
verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf
internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden MaRBnahme;8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten,
Gebietsbeschrankungen, Meldeverpflichtungen oder Anordnungen der Unterkunftnahme gemal} Paragraphen 52 a,
56, 57, oder 71 FPG, Paragraph 38 b, SPG, Paragraph 13, Absatz 2, BFA-VG oder Paragraphen 15 a, oder 15b AsylG 2005
verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf

internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden MalRnahme;

9. der Grad der sozialen Verankerung in Osterreich, insbesondere das Bestehen familidrer Beziehungen, das Auslben
einer legalen Erwerbstatigkeit beziehungsweise das Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie die Existenz

eines gesicherten Wohnsitzes.

(4) Die Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaR§ 57 AVG zu erlassen, es sei denn, der
Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloR kurzfristig in
Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemal’ 8 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen(4) Die
Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemal3 Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der
Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht blo kurzfristig in
Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemal? Paragraph 57, AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als

widerrufen.

(5) Wird eine aufenthaltsbeendende MaRnahme (Z 1 oder 2) durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der
Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem
Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.(5) Wird eine aufenthaltsbeendende MalRnahme (Ziffer eins,
oder 2) durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung
des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.

(6) Stellt ein Fremder wahrend einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese
aufrechterhalten werden, wenn Grinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzogerung der Vollstreckung
einer aufenthaltsbeendenden MalBnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit Aktenvermerk
festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. 8 11 Abs. 8 und§ 12 Abs. 1 BFA-VG gelten
sinngemal.”(6) Stellt ein Fremder wahrend einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so
kann diese aufrechterhalten werden, wenn Grinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzdgerung der
Vollstreckung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit
Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. Paragraph 11, Absatz 8 und Paragraph
12, Absatz eins, BFA-VG gelten sinngemaR.”

§ 77 Gelinderes MittelParagraph 77, Gelinderes Mittel

Gemal § 77 Abs. 1 FPG hat das Bundesamt bei Vorliegen der in 8 76 genannten Grinde gelindere Mittel anzuordnen,
wenn es Grund zur Annahme hat, dass der Zweck der Schubhaft durch Anwendung des gelinderen Mittels erreicht
werden kann. Gegen mundige Minderjahrige hat das Bundesamt gelindere Mittel anzuwenden, es sei denn bestimmte
Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass der Zweck der Schubhaft damit nicht erreicht werden kann; diesfalls gilt §
80 Abs. 2 Z 1 FPG. Gemal3 Paragraph 77, Absatz eins, FPG hat das Bundesamt bei Vorliegen der in Paragraph 76,
genannten Grinde gelindere Mittel anzuordnen, wenn es Grund zur Annahme hat, dass der Zweck der Schubhaft
durch Anwendung des gelinderen Mittels erreicht werden kann. Gegen mundige Minderjahrige hat das Bundesamt
gelindere Mittel anzuwenden, es sei denn bestimmte Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass der Zweck der
Schubhaft damit nicht erreicht werden kann; diesfalls gilt Paragraph 80, Absatz 2, Ziffer eins, FPG.

GemaR§ 77 Abs. 2 FPG ist Voraussetzung fir die Anordnung gelinderer Mittel, dass der Fremde seiner
erkennungsdienstlichen Behandlung zustimmt, es sei denn, diese ware bereits aus dem Grunde des§ 24 Abs. 1 Z 4
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BFA-VG von Amts wegen erfolgt. Gemal Paragraph 77, Absatz 2, FPG ist Voraussetzung fur die Anordnung gelinderer
Mittel, dass der Fremde seiner erkennungsdienstlichen Behandlung zustimmt, es sei denn, diese ware bereits aus dem
Grunde des Paragraph 24, Absatz eins, Ziffer 4, BFA-VG von Amts wegen erfolgt.

GemaR § 77 Abs. 3 FPG sind gelindere Mittel insbesondere die Anordnung, (Z 1) in vom Bundesamt bestimmten
Raumen Unterkunft zu nehmen, (Z 2) sich in periodischen Abstdnden bei einer Dienststelle einer
Landespolizeidirektion zu melden oder (Z 3) eine angemessene finanzielle Sicherheit beim Bundesamt zu
hinterlegen.GemaR Paragraph 77, Absatz 3, FPG sind gelindere Mittel insbesondere die Anordnung, (Ziffer eins,) in
vom Bundesamt bestimmten Rdumen Unterkunft zu nehmen, (Ziffer 2,) sich in periodischen Abstdnden bei einer
Dienststelle einer Landespolizeidirektion zu melden oder (Ziffer 3,) eine angemessene finanzielle Sicherheit beim
Bundesamt zu hinterlegen.

Kommt der Fremde gemaR§ 77 Abs. 4 FPG seinen Verpflichtungen nach Abs. 3 nicht nach oder leistet er ohne
ausreichende Entschuldigung einer ihm zugegangenen Ladung zum Bundesamt, in der auf diese Konsequenz
hingewiesen wurde, nicht Folge, ist die Schubhaft anzuordnen. Fir die in der Unterkunft verbrachte Zeit gilt § 80 mit
der MaRRgabe, dass die Dauer der Zulassigkeit verdoppelt wird. Kommt der Fremde gemaf Paragraph 77, Absatz 4, FPG
seinen Verpflichtungen nach Absatz 3, nicht nach oder leistet er ohne ausreichende Entschuldigung einer ihm
zugegangenen Ladung zum Bundesamt, in der auf diese Konsequenz hingewiesen wurde, nicht Folge, ist die Schubhaft
anzuordnen. Fir die in der Unterkunft verbrachte Zeit gilt Paragraph 80, mit der Mal3gabe, dass die Dauer der
Zulassigkeit verdoppelt wird.

GemaRk § 77 Abs. 5 FPG steht die Anwendung eines gelinderen Mittels der fir die Durchsetzung der Abschiebung
erforderlichen Ausibung von Befehls- und Zwangsgewalt nicht entgegen. Soweit dies zur Abwicklung dieser
MalRnahmen erforderlich ist, kann den Betroffenen aufgetragen werden, sich fur insgesamt 72 Stunden nicht
Ubersteigende Zeitrdume an bestimmten Orten aufzuhalten.GemaR Paragraph 77, Absatz 5, FPG steht die Anwendung
eines gelinderen Mittels der fur die Durchsetzung der Abschiebung erforderlichen Austbung von Befehls- und
Zwangsgewalt nicht entgegen. Soweit dies zur Abwicklung dieser MaBnahmen erforderlich ist, kann den Betroffenen
aufgetragen werden, sich flr insgesamt 72 Stunden nicht Gbersteigende Zeitraume an bestimmten Orten aufzuhalten.

Gemald § 77 Abs. 6 FPG hat sich zur Erfillung der Meldeverpflichtung gemaR Abs. 3 Z 2 der Fremde in periodischen, 24
Stunden nicht unterschreitenden Abstanden bei einer zu bestimmenden Dienststelle einer Landespolizeidirektion zu
melden. Die dafir notwendigen Angaben, wie insbesondere die zustdndige Dienststelle einer Landespolizeidirektion
sowie Zeitraum und Zeitpunkt der Meldung, sind dem Fremden vom Bundesamt mit Verfahrensanordnung (8 7 Abs. 1
VwWGVG) mitzuteilen. Eine Verletzung der Meldeverpflichtung liegt nicht vor, wenn deren Erfillung fiir den Fremden
nachweislich nicht moglich oder nicht zumutbar war.GemaR Paragraph 77, Absatz 6, FPG hat sich zur Erfullung der
Meldeverpflichtung gemalR Absatz 3, Ziffer 2, der Fremde in periodischen, 24 Stunden nicht unterschreitenden
Absténden bei einer zu bestimmenden Dienststelle einer Landespolizeidirektion zu melden. Die daflr notwendigen
Angaben, wie insbesondere die zustandige Dienststelle einer Landespolizeidirektion sowie Zeitraum und Zeitpunkt der
Meldung, sind dem Fremden vom Bundesamt mit Verfahrensanordnung (Paragraph 7, Absatz eins, VWGVQG)
mitzuteilen. Eine Verletzung der Meldeverpflichtung liegt nicht vor, wenn deren Erfullung fGr den Fremden
nachweislich nicht moglich oder nicht zumutbar war.

GemaR § 77 Abs. 7 FPG kdnnen die naheren Bestimmungen, welche die Hinterlegung einer finanziellen Sicherheit
gemal Abs. 3 Z 3 regeln, der Bundesminister fir Inneres durch Verordnung festlegen.GemaR Paragraph 77, Absatz 7,
FPG konnen die naheren Bestimmungen, welche die Hinterlegung einer finanziellen Sicherheit gemafl3 Absatz 3, Ziffer
3, regeln, der Bundesminister fir Inneres durch Verordnung festlegen.

Gemal3 § 77 Abs. 8 FPG ist das gelindere Mittel mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemalR8 57 AVG zu erlassen, es sei
denn, der Fremde befdnde sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloR
kurzfristig in Haft. Nicht vollstreckte Bescheide gemal3§ 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als
widerrufen.GemaR Paragraph 77, Absatz 8, FPG ist das gelindere Mittel mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaR
Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung
aus anderem Grund nicht blofR3 kurzfristig in Haft. Nicht vollstreckte Bescheide gemaR Paragraph 57, AVG gelten 14
Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen.
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GemalR § 77 Abs. 9 FPG kdnnen die Landespolizeidirektionen betreffend die Raumlichkeiten zur Unterkunftnahme
gemal Abs. 3 Z 1 Vorsorge treffen.Gemall Paragraph 77, Absatz 9, FPG konnen die Landespolizeidirektionen
betreffend die Rdumlichkeiten zur Unterkunftnahme gemal3 Absatz 3, Ziffer eins, Vorsorge treffen.

§ 22a Abs. 4 BFA-VG lautet:Paragraph 22 a, Absatz 4, BFA-VG lautet:

(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat tberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprufen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fiir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft mafRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhéltnismaRig ist. Diese Uberprifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemaR Abs. 1 bereits
eingebracht wurde.(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft mafRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhaltnismé&Rig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemaR Absatz eins, bereits
eingebracht wurde.

Die mafgeblichen Bestimmungen der Richtlinie 2008/115/EG (Ruckflihrungs-RL) lauten (auszugsweise):

Der mit ,Anwendungsbereich” betitelte Art. 2 Rickfihrungs-RL lautetDer mit ,Anwendungsbereich” betitelte Artikel 2,
Rackfuhrungs-RL lautet:

Art 2. (1) Diese Richtlinie findet Anwendung auf illegal im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufhaltige
Drittstaatsangehorige.Artikel 2, (1) Diese Richtlinie findet Anwendung auf illegal im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
aufhaltige Drittstaatsangehorige.

Der mit ,Inhaftnahme” betitelte Art. 15 RuckfUuhrungs-RL lautetDer mit ,Inhaftnahme” betitelte Artikel 15,
Rackfuhrungs-RL lautet:

Art 15. (1) Sofern in dem konkreten Fall keine anderen ausreichenden, jedoch weniger intensiven Zwangsmalinahmen
wirksam angewandt werden konnen, durfen die Mitgliedstaaten Drittstaatsangehorige, gegen die ein
Rackkehrverfahren anhangig ist, nur in Haft nehmen, um deren Ruckkehr vorzubereiten und/oder die Abschiebung
durchzufuhren, (...)Artikel 15, (1) Sofern in dem konkreten Fall keine anderen ausreichenden, jedoch weniger
intensiven Zwangsmafinahmen wirksam angewandt werden kénnen, durfen die Mitgliedstaaten Drittstaatsangehorige,
gegen die ein Ruckkehrverfahren anhangig ist, nur in Haft nehmen, um deren Ruckkehr vorzubereiten und/oder die
Abschiebung durchzufihren, (...)

(5) Die Haft wird so lange aufrechterhalten, wie die in Absatz 1 dargelegten Umstande gegeben sind und wie dies
erforderlich ist, um den erfolgreichen Vollzug der Abschiebung zu gewahrleisten. Jeder Mitgliedstaat legt eine
Hochsthaftdauer fest, die sechs Monate nicht Uberschreiten darf.

(6) Die Mitgliedstaaten diurfen den in Absatz 5 genannten Zeitraum nicht verlangern; lediglich in den Fallen, in denen
die AbschiebungsmalRnahme trotz ihrer angemessenen Bemuhungen aufgrund der nachstehend genannten Faktoren
wahrscheinlich langer dauern wird, dirfen sie diesen Zeitraum im Einklang mit dem einzelstaatlichen Recht um
hoéchstens zwolf Monate verlangern:

a. mangelnde Kooperationsbereitschaft seitens der betroffenen Drittstaatsangehdrigen oder,

b. Verzégerung bei der Ubermittlung der erforderlichen Unterlagen durch Drittstaaten(6) Die Mitgliedstaaten
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dirfen den in Absatz 5 genannten Zeitraum nicht verlangern; lediglich in den Fallen, in denen die
Abschiebungsmallnahme trotz ihrer angemessenen Bemuhungen aufgrund der nachstehend genannten Faktoren
wahrscheinlich langer dauern wird, durfen sie diesen Zeitraum im Einklang mit dem einzelstaatlichen Recht um
héchstens zwolf Monate verldngern:, a. mangelnde Kooperationsbereitschaft seitens der betroffenen
Drittstaatsangehérigen oder,, b. Verzégerung bei der Ubermittlung der erforderlichen Unterlagen durch Drittstaaten.

u

3.1.2. Zur Judikatur:

Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRRgabe der grundrechtlichen Garantien des Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG und des
Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK nur dann zulassig, wenn der Anordnung der Schubhaft ein konkreter Sicherungsbedarf
zugrunde liegt und die Schubhaft unter Bertcksichtigung der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismaRig ist.
Dabei sind das 6ffentliche Interesse an der Sicherung der Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des Betroffenen an
der Schonung seiner personlichen Freiheit abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des
Betroffenen schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach 8 77 FPG, erreicht
werden (8 76 Abs. 1 FPG), ist die Anordnung der Schubhaft nicht zuldssig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675/2012; VWGH
22.01.2009, ZI.2008/21/0647; 30.08.2007, ZI.2007/21/0043).Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRgabe der
grundrechtlichen Garantien des Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrBVG und des Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK
nur dann zuldssig, wenn der Anordnung der Schubhaft ein konkreter Sicherungsbedarf zugrunde liegt und die
Schubhaft unter BerUcksichtigung der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismaRig ist. Dabei sind das
offentliche Interesse an der Sicherung der Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des Betroffenen an der Schonung
seiner personlichen Freiheit abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen
schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach Paragraph 77, FPG, erreicht werden
(Paragraph 76, Absatz eins, FPG), ist die Anordnung der Schubhaft nicht zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675 aus
2012,; VwGH 22.01.20009, ZI. 2008/21/0647; 30.08.2007, ZI.2007/21/0043).

Ein Sicherungsbedarf ist in der Regel dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich
der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung entziehen oder diese zumindest wesentlich erschweren werde (§ 76
Abs. 3 FPG). Es ist allerdings nicht erforderlich, dass ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRinahme bereits eingeleitet worden ist (VWGH 28.06.2002, ZI. 2002/02/0138).Ein Sicherungsbedarf ist in der Regel
dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der
Abschiebung entziehen oder diese zumindest wesentlich erschweren werde (Paragraph 76, Absatz 3, FPG). Es ist
allerdings nicht erforderlich, dass ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme bereits
eingeleitet worden ist (VwGH 28.06.2002, ZI. 2002/02/0138).

Die fehlende Ausreisewilligkeit des Fremden, d.h. das blof3e Unterbleiben der Ausreise, obwohl keine Berechtigung
zum Aufenthalt besteht, vermag fir sich genommen die Verhangung der Schubhaft nicht zu rechtfertigen. Vielmehr
muss der - aktuelle - Sicherungsbedarf in weiteren Umstanden begriindet sein, etwa in mangelnder sozialer
Verankerung in Osterreich. Dafiir kommt insbesondere das Fehlen ausreichender familidrer, sozialer oder beruflicher
Anknupfungspunkte im Bundesgebiet in Betracht, was die Beflirchtung, es bestehe das Risiko des Untertauchens eines
Fremden, rechtfertigen kann. Abgesehen von der damit angesprochenen Integration des Fremden in Osterreich ist bei
der Prufung des Sicherungsbedarfes auch sein bisheriges Verhalten in Betracht zu ziehen, wobei friihere Delinquenz
das Gewicht des offentlichen Interesses an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung maRgeblich vergroRern
kann (VWGH 21.12.2010, ZI. 2007/21/0498; weiters VwWGH 08.09.2005, ZI.2005/21/0301; 23.09.2010, ZI.2009/21/0280).

.Die Entscheidung Uber die Anwendung gelinderer Mittel iSd &8 77 Abs 1 FrPolG 2005 ist eine Ermessensentscheidung.
Auch die Anwendung gelinderer Mittel setzt das Vorliegen eines Sicherungsbedulrfnisses voraus. Fehlt ein
Sicherungsbedarf, dann darf weder Schubhaft noch ein gelinderes Mittel verhangt werden. Insoweit besteht kein
Ermessensspielraum. Der Behdrde kommt aber auch dann kein Ermessen zu, wenn der Sicherungsbedarf im
Verhdltnis zum Eingriff in die personliche Freiheit nicht groR genug ist, um die Verhdangung von Schubhaft zu
rechtfertigen. Das ergibt sich schon daraus, dass Schubhaft immer ultima ratio sein muss (Hinweis E 17.03.2009,
2007/21/0542; E 30.08.2007,2007/21/0043). Mit anderen Worten: Kann das zu sichernde Ziel auch durch die
Anwendung gelinderer Mittel erreicht werden, dann ware es rechtswidrig, Schubhaft zu verhangen; in diesem Fall hat
die Behorde lediglich die Anordnung des gelinderen Mittels vorzunehmen (Hinweis E 28.05.2008, 2007/21/0246). Der
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Ermessenspielraum besteht also fur die Behdrde nur insoweit, als trotz eines die Schubhaft rechtfertigenden
Sicherungsbedarfs davon Abstand genommen und blof3 ein gelinderes Mittel angeordnet werden kann. Diesbezuglich
liegt eine Rechtswidrigkeit nur dann vor, wenn die eingerdaumten Grenzen des Ermessens Uberschritten wurden, also
nicht vom Ermessen im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht wurde” (VWGH 11.06.2013, ZI. 2012/21/0114, vgl. auch
VwGH vom 02.08.2013, ZI. 2013/21/0008). ,Die Entscheidung Gber die Anwendung gelinderer Mittel iSd Paragraph 77,
Absatz eins, FrPolG 2005 ist eine Ermessensentscheidung. Auch die Anwendung gelinderer Mittel setzt das Vorliegen
eines Sicherungsbedirfnisses voraus. Fehlt ein Sicherungsbedarf, dann darf weder Schubhaft noch ein gelinderes
Mittel verhangt werden. Insoweit besteht kein Ermessensspielraum. Der Behdrde kommt aber auch dann kein
Ermessen zu, wenn der Sicherungsbedarf im Verhaltnis zum Eingriff in die persénliche Freiheit nicht grol3 genug ist, um
die Verhdngung von Schubhaft zu rechtfertigen. Das ergibt sich schon daraus, dass Schubhaft immer ultima ratio sein
muss (Hinweis E 17.03.2009, 2007/21/0542; E 30.08.2007,2007/21/0043). Mit anderen Worten: Kann das zu sichernde
Ziel auch durch die Anwendung gelinderer Mittel erreicht werden, dann ware es rechtswidrig, Schubhaft zu verhangen;
in diesem Fall hat die Behorde lediglich die Anordnung des gelinderen Mittels vorzunehmen (Hinweis E 28.05.2008,
2007/21/0246). Der Ermessenspielraum besteht also fur die Behdrde nur insoweit, als trotz eines die Schubhaft
rechtfertigenden Sicherungsbedarfs davon Abstand genommen und bloRB ein gelinderes Mittel angeordnet werden
kann. Diesbezlglich liegt eine Rechtswidrigkeit nur dann vor, wenn die eingerdaumten Grenzen des Ermessens
Uberschritten wurden, also nicht vom Ermessen im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht wurde” (VwGH 11.06.2013,
ZI. 2012/21/0114, vergleiche auch VwGH vom 02.08.2013, Z1.2013/21/0008).

.Je mehr das Erfordernis, die Effektivitat der Abschiebung zu sichern, auf der Hand liegt, umso weniger bedarf es einer
Begrindung fur die Nichtanwendung gelinderer Mittel. Das diesbezlgliche Begriindungserfordernis wird dagegen
groRer sein, wenn die Anordnung gelinderer Mittel naheliegt. Das wurde in der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes
insbesondere beim Vorliegen von gegen ein Untertauchen sprechenden Umstanden, wie familidre Bindungen oder
Krankheit, angenommen (vgl. etwa das Erkenntnis vom 22.05.2007, ZI. 006/21/0052, und daran anknipfend das
Erkenntnis vom 29.04.2008, ZI. 2008/21/0085; siehe auch die Erkenntnisse vom 28.02.2008, ZI.2007/21/0512, und ZI.
2007/21/0391) und wird weiters auch regelmaRig bei Bestehen eines festen Wohnsitzes oder ausreichender
beruflicher Bindungen zu unterstellen sein. Mit bestimmten gelinderen Mitteln wird man sich insbesondere dann
auseinander zu setzen haben, wenn deren Anordnung vom Fremden konkret ins Treffen gefihrt wird” (VWGH
02.08.2013, ZI. 2013/21/0008).,Je mehr das Erfordernis, die Effektivitat der Abschiebung zu sichern, auf der Hand liegt,
umso weniger bedarf es einer Begrindung fur die Nichtanwendung gelinderer Mittel. Das diesbezlgliche
Begrindungserfordernis wird dagegen grof3er sein, wenn die Anordnung gelinderer Mittel naheliegt. Das wurde in der
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes insbesondere beim Vorliegen von gegen ein Untertauchen sprechenden
Umstanden, wie familidre Bindungen oder Krankheit, angenommen vergleiche etwa das Erkenntnis vom 22.05.2007, ZI.
006/21/0052, und daran anknupfend das Erkenntnis vom 29.04.2008, ZI. 2008/21/0085; siehe auch die Erkenntnisse
vom 28.02.2008, ZI. 2007/21/0512, und ZI.2007/21/0391) und wird weiters auch regelmaRig bei Bestehen eines festen
Wohnsitzes oder ausreichender beruflicher Bindungen zu unterstellen sein. Mit bestimmten gelinderen Mitteln wird
man sich insbesondere dann auseinander zu setzen haben, wenn deren Anordnung vom Fremden konkret ins Treffen
gefuhrt wird” (VwGH 02.08.2013, ZI. 2013/21/0008).

Gemald 8 22a Abs. 4 dritter Satz BFA-VG gilt mit der Vorlage der Verwaltungsakten durch das BFA eine Beschwerde als
far den in Schubhaft befindlichen Fremden eingebracht. In einem gemal} §8 22a Abs. 4 BFA-VG ergangenen Erkenntnis
wird entsprechend dem Wortlaut der genannten Bestimmung (nur) ausgesprochen, dass zum Zeitpunkt der
Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und die
Aufrechterhaltung der Schubhaft im Zeitpunkt der Entscheidung verhaltnismaliig ist. Diese Entscheidung stellt -
ebenso wie ein Ausspruch nach § 22a Abs. 3 BFA-VG - einen neuen Hafttitel dar. Uber vor (oder nach) der Entscheidung
liegende Zeitraume wird damit nicht abgesprochen (VwGH vom 29.10.2019, Ra 2019/21/0270; VwGH vom 30.08.2018,
Ra 2018/21/0111).Gemal Paragraph 22 a, Absatz 4, dritter Satz BFA-VG gilt mit der Vorlage der Verwaltungsakten
durch das BFA eine Beschwerde als fur den in Schubhaft befindlichen Fremden eingebracht. In einem gemal3
Paragraph 22 a, Absatz 4, BFA-VG ergangenen Erkenntnis wird entsprechend dem Wortlaut der genannten
Bestimmung (nur) ausgesprochen, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft
malfgeblichen Voraussetzungen vorliegen und die Aufrechterhaltung der Schubhaft im Zeitpunkt der Entscheidung


https://www.jusline.at/entscheidung/1024989
https://www.jusline.at/entscheidung/1024586
https://www.jusline.at/entscheidung/1035370
https://www.jusline.at/entscheidung/28456
https://www.jusline.at/entscheidung/25866
https://www.jusline.at/entscheidung/1024989
https://www.jusline.at/entscheidung/1024586
https://www.jusline.at/entscheidung/26135
https://www.jusline.at/entscheidung/26704
https://www.jusline.at/entscheidung/26694
https://www.jusline.at/entscheidung/1024586
https://www.jusline.at/entscheidung/26135
https://www.jusline.at/entscheidung/26704
https://www.jusline.at/entscheidung/26694
https://www.jusline.at/entscheidung/1024586
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=Ra%202018/21/0111&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True

verhaltnismaRig ist. Diese Entscheidung stellt - ebenso wie ein Ausspruch nach Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG -
einen neuen Hafttitel dar. Uber vor (oder nach) der Entscheidung liegende Zeitrdume wird damit nicht abgesprochen
(VWGH vom 29.10.2019, Ra 2019/21/0270; VwWGH vom 30.08.2018, Ra 2018/21/0111).

3.1.3. Der BF besitzt nicht die dsterreichische Staatsburgerschaft und ist daher Fremder im Sinne des§ 2 Abs. 4 Z 1
FPG. Er ist volljahrig und weder Asylberechtigter noch subsididr Schutzberechtigter3.1.3. Der BF besitzt nicht die
Osterreichische Staatsburgerschaft und ist daher Fremder im Sinne des Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer eins, FPG. Er ist
volljahrig und weder Asylberechtigter noch subsidiar Schutzberechtigter.

Gegen den BF besteht eine rechtskraftige aufenthaltsbeendende Malinahme, die Anhaltung in Schubhaft ist daher
gemal § 76 Abs. 2 Z 2 FPG zur Sicherung der Abschiebung grundsatzlich - bei Vorliegen der Gbrigen Voraussetzungen -
moglich.Gegen den BF besteht eine rechtskraftige aufenthaltsbeendende MalRnahme, die Anhaltung in Schubhaft ist
daher gemal Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer 2, FPG zur Sicherung der Abschiebung grundsatzlich - bei Vorliegen der
Ubrigen Voraussetzungen - moglich.

3.1.4. Fluchtgefahr ist dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde
dem Verfahren oder der Abschiebung entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren
wird. Die Grinde aus denen das BFA die Fluchtgefahr bejahte haben sich seither nicht geandert und geht im
vorliegenden Fall das Gericht auch weiterhin von Fluchtgefahr im Sinne des § 76 Abs. 3 FPG aus:3.1.4. Fluchtgefahr ist
dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der
Abschiebung entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Die Grinde aus
denen das BFA die Fluchtgefahr bejahte haben sich seither nicht gedndert und geht im vorliegenden Fall das Gericht
auch weiterhin von Fluchtgefahr im Sinne des Paragraph 76, Absatz 3, FPG aus:

Gemald § 76 Abs. 3 Z. 3 FPGist bei der Beurteilung, ob Fluchtgefahr vorliegt, zu berticksichtigen, ob eine durchsetzbare
aufenthaltsbeendende MalRnahme besteht oder der Fremde sich dem Verfahren zur Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MaRBnahme, oder (ber einen Antrag auf internationalen Schutz bereits entzogen hat. Die
Notwendigkeit der Schubhaft kann sich auch daraus ergeben, dass sich der Fremde vor der Einreise in das
Bundesgebiet in einem anderen Staat dem behordlichen Zugriff entzogen hat (vgl. VwGH vom 28.06.2007,
2006/21/0051). Das Bestehen einer durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden MaRnahme per se vermag zwar keinen
Tatbestand zu verwirklichen, der in tauglicher Weise "Fluchtgefahr" zum Ausdruck bringt. Der Existenz einer solchen
MalRnahme kommt jedoch im Rahmen der gebotenen einzelfallbezogenen Bewertung der GroRRe der auf Grund der
Verwirklichung eines anderen tauglichen Tatbestandes des& 76 Abs. 3 FPG grundséatzlich anzunehmenden
Fluchtgefahr Bedeutung zu (vgl. VWGH vom 11.05.2017, Ro 2016/21/0021). Der BF hat die Slowakei verlassen, nachdem
dort ein Einreiseverbot gegen ihn erlassen wurde und sich unrechtmaRig in Tschechien aufgehalten. Dem Zugriff der
slowakischen Behdrden hat er sich damit entzogen. Da gegen den BF auch eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende
MalRnahme besteht, ist daher insgesamt der Tatbestand des § 76 Abs. 3 Z. 3 FPGerflillt.GemaR Paragraph 76, Absatz 3,
Ziffer 3, FPG ist bei der Beurteilung, ob Fluchtgefahr vorliegt, zu berlcksichtigen, ob eine durchsetzbare
aufenthaltsbeendende MalRinahme besteht oder der Fremde sich dem Verfahren zur Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MaRRnahme, oder (ber einen Antrag auf internationalen Schutz bereits entzogen hat. Die
Notwendigkeit der Schubhaft kann sich auch daraus ergeben, dass sich der Fremde vor der Einreise in das
Bundesgebiet in einem anderen Staat dem behordlichen Zugriff entzogen hat vergleiche VwWGH vom 28.06.2007,
2006/21/0051). Das Bestehen einer durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden MaRnahme per se vermag zwar keinen
Tatbestand zu verwirklichen, der in tauglicher Weise "Fluchtgefahr" zum Ausdruck bringt. Der Existenz einer solchen
MalRnahme kommt jedoch im Rahmen der gebotenen einzelfallbezogenen Bewertung der GroRRe der auf Grund der
Verwirklichung eines anderen tauglichen Tatbestandes des Paragraph 76, Absatz 3, FPG grundsatzlich anzunehmenden
Fluchtgefahr Bedeutung zu vergleiche VwWGH vom 11.05.2017, Ro 2016/21/0021). Der BF hat die Slowakei verlassen,
nachdem dort ein Einreiseverbot gegen ihn erlassen wurde und sich unrechtmaRig in Tschechien aufgehalten. Dem
Zugriff der slowakischen Behorden hat er sich damit entzogen. Da gegen den BF auch eine durchsetzbare
aufenthaltsbeendende MalRnahme besteht, ist daher insgesamt der Tatbestand des Paragraph 76, Absatz 3, Ziffer 3,
FPG erfullt.

Bei der Beurteilung ob Fluchtgefahr vorliegt sind gemaR8 76 Abs. 3 Z 9 FPG der Grad der sozialen Verankerung des
Fremden in Osterreich, insbesondere das Bestehen familidrer Beziehungen, das Ausliben einer legalen
Erwerbstatigkeit bzw. das Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie die Existenz eines gesicherten
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Wohnsitzes zu berucksichtigen.Bei der Beurteilung ob Fluchtgefahr vorliegt sind gemal Paragraph 76, Absatz 3, Ziffer
9, FPG der Grad der sozialen Verankerung des Fremden in Osterreich, insbesondere das Bestehen familidrer
Beziehungen, das Ausuben einer legalen Erwerbstatigkeit bzw. das Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie

die Existenz eines gesicherten Wohnsitzes zu ber(cksichtigen.

Das Verfahren hat keinerlei Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass es im Fall des BF Anderungen im Zusammenhang mit
der Ziffer 9 gegeben habe. Insbesondere hat der BF nach seinen Angaben keine Familienangehérigen in Osterreich.
Der BF verfugt im Inland Uber keinerlei enge soziale, berufliche oder familidgre Anknipfungspunkte und ist auch nicht
selbsterhaltungsfahig, weshalb keinerlei soziales Netz vorhanden ist, welches ihn vom Untertauchen bewahren
kdnnte.8 76 Abs. 3 Z 9 FPG ist daher gegenstandlich ebenfalls nach wie vor erfllltDas Verfahren hat keinerlei
Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass es im Fall des BF Anderungen im Zusammenhang mit der Ziffer 9 gegeben habe.
Insbesondere hat der BF nach seinen Angaben keine Familienangehérigen in Osterreich. Der BF verfiigt im Inland Gber
keinerlei enge soziale, berufliche oder familidgre Ankndpfungspunkte und ist auch nicht selbsterhaltungsfahig, weshalb
keinerlei soziales Netz vorhanden ist, welches ihn vom Untertauchen bewahren kénnte. Paragraph 76, Absatz 3, Ziffer
9, FPG ist daher gegenstandlich ebenfalls nach wie vor erfullt.

Es liegt daher weiterhin Fluchtgefahr im Sinne des 8 76 Abs. 3 Z 3 und Z 9 FPG vorEs liegt daher weiterhin Fluchtgefahr
im Sinne des Paragraph 76, Absatz 3, Ziffer 3 und Ziffer 9, FPG vor.

3.1.5. Bei der Beurteilung des Sicherungsbedarfes ist weiters das gesamte Verhalten des BF vor Verhangung der
Schubhaft sowie seine familidre, soziale und berufliche Verankerung im Inland in einer Gesamtbetrachtung zu
berlcksichtigen. Diese Beurteilung hat ergeben, dass mehrere Kriterien fir das Bestehen eines Sicherungsbedarfes
sprechen. Es war daher eine konkrete Einzelfallbeurteilung vorzunehmen welche ergeben hat, dass sowohl das
Vorverhalten als auch die vorzunehmende Verhaltensprognose einen Sicherungsbedarf ergeben haben, da im Fall des
BF ein betrachtliches Risiko des Untertauchens gegeben ist. Der BF halt sich trotz eines im Jahr 2020 in der Slowakei
gegen ihn erlassenes Aufenthalts- und Einreiseverbotes im Bereich der Schengenstaaten auf, hat versucht, mit einem
gefdlschten spanischen Reisepass nach Irland weiterzureisen und hat bei seinem Aufgriff durch Organe des
offentlichen Sicherheitsdienstes falsche Identitdtsdaten angegeben.

Gegen den BF wurde auch in Osterreich ein befristetes Einreiseverbot erlassen und es liegt eine den BF betreffende
durchsetzbare aufenthaltsbeendende MaBnahme vor. Fir den BF wurde ein Heimreisezertifikat ausgestellt und war
seine Abschiebung fur den 12.05.2021 vorbereitet, wobei diese Abschiebung letztlich nicht durchgefihrt werden
konnte. In diesem schon fortgeschrittenen Verfahrensstadium reichen grundsatzlich weniger ausgepragte Hinweise
auf eine Vereitelung oder Erschwerung der Aufenthaltsbeendigung, weil hier die Gefahr des Untertauchens eines
Fremden erhéht ist (VwGH vom 20.02.2014, 2013/21/0178).

In Osterreich befinden sich weder nahe Familienangehérige des BF noch ist er sonst sozial eng verankert. Der BF
verfligt in Osterreich (ber keinen Wohnsitz und auch nicht Gber ausreichende Mittel zur Existenzsicherung. Einer
legalen Beschéftigung ging er in Osterreich bisher nicht nach.

Es ist daher auch weiterhin Sicherungsbedarf gegeben.

3.1.6. Als weitere Voraussetzung ist die Verhaltnismaligkeit der angeordneten Schubhaft zu prifen. Dabei sind das
offentliche Interesse an der Sicherung der Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des Betroffenen an der Schonung
seiner personlichen Freiheit abzuwagen.

Betrachtet man die Interessen des BF an den Rechten seiner personlichen Freiheit in Bezug auf seine familidren bzw.
sozialen Verhaltnisse so zeigt sich, dass er im Bundesgebiet weder Uber Familienangehorige, noch Uber sonstige
Kontaktpersonen verfiigt. Er ist zudem in Osterreich weder legal erwerbstatig, noch sozialversichert. Er hat letztendlich
gar keine Ankniipfungspunkte zu Osterreich und verfligt auch tber keinen Wohnsitz im Bundesgebiet.

Das Verfahren hat jedoch ergeben, dass der BF durch die nun bereits Uber neue Monate andauernde Schubhaft und
der Tatsache, dass ihn an der Dauer der Schubhaft keine konkrete Schuld trifft, nunmehr als sehr belastet angesehen
werden kann und er, weil unbescholten, fir die Gesellschaft keine relevante Gefahr darstellt.

Aufgrund der Information der BMI-Riickkehrvorbereitung vom 01.06.2021 ergab sich, dass derzeit eine Abschiebung
des BF in seinen Herkunftsstaat Vietnam nicht absehbar ist und die laufende Schubhaft im gegenstandlichen Fall trotz
nach wie vor ausgepragter Fluchtgefahr nunmehr nicht weiter verhaltnismafiig ware. Im vorliegenden konkreten Fall


https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/76
https://www.jusline.at/entscheidung/1023428

hat daher aufgrund der langen Dauer der Schubhaft und der fehlenden Beendigungsperspektive das 6ffentliche
Interesse an der Sicherung der Aufenthaltsbeendigung des BF, dem persénlichen Interesse an der Freiheit des BF
hintanzustehen.

Es war daher gemal 8 22a Abs. 4 BFA-VG festzustellen, dass die angeordnete Schubhaft nicht mehr verhaltnismaRig ist
und, dass die mal3geblichen Voraussetzungen fiur ihre Fortsetzung im Zeitpunkt der Entscheidung nicht mehr
vorliegen. Der BF wird daher unverziglich zu enthaften sein.Es war daher gemal3 Paragraph 22 a, Absatz 4, BFA-VG
festzustellen, dass die angeordnete Schubhaft nicht mehr verhdltnismaBig ist und, dass die maligeblichen
Voraussetzungen fur ihre Fortsetzung im Zeitpunkt der Entscheidung nicht mehr vorliegen. Der BF wird daher

unverzuglich zu enthaften sein.

3.1.7. Es konnte von der Abhaltung einer mandlichen Verhandlung Abstand genommen werden, da der Sachverhalt
aufgrund der Aktenlage und der Stellungnahmen des BFA sowie der Information des BMI vom 01.06.2021 geklart war.

3.2. Zu Spruchteil B. - Zulassigkeit der Revision

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.GemaR
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig, wenn die Entscheidung von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Dies ist der Fall wenn die Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, wenn es an einer Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes fehlt oder wenn die Frage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
nicht einheitlich beantwortet wird bzw. sonstige Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden
Rechtsfrage vorliegen.Die Revision ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig, wenn die Entscheidung von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Dies ist der Fall wenn die Entscheidung
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, wenn es an einer Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes fehlt oder wenn die Frage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
nicht einheitlich beantwortet wird bzw. sonstige Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden
Rechtsfrage vorliegen.

Im vorliegenden Akt findet sich kein Hinweis auf das Bestehen von Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung im
Zusammenhang mit dem gegenstandlichen Verfahren und sind solche auch aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichts
nicht gegeben.

Die Revision war daher nicht zuzulassen.
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